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Weisungen der Bundeskanzlei 
über den Datenschutz in der Bundeskanzlei

vom 28. August 2023

Die Bundeskanzlei 
erlässt folgende Weisungen:

1 Gegenstand
Diese Weisungen regeln die Aufgaben und die Zuständigkeiten in der Bundeskanz-
lei (BK) bei der Umsetzung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen des Bundes. 

2 Organisation
2.1 Die Leiterin oder der Leiter der Sektion Recht der BK ist die Datenschutz-
beraterin beziehungsweise der Datenschutzberater der BK (Datenschutzberaterin 
oder Datenschutzberater). Sie oder er bestimmt eine Stellvertretung. 
2.2 Die Geschäftsprozessverantwortlichen sowie die Projektleiterinnen und 
-leiter sorgen für die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen des 
Bundes.
2.3 Die Sektionsleiterinnen und -leiter stellen sicher, dass für jede Bearbeitung 
von Personendaten eine Geschäftsprozessverantwortliche oder ein Geschäftspro-
zessverantwortlicher oder eine Projektleiterin oder ein Projektleiter bestimmt ist.

3 Aufgaben der Datenschutzberaterin oder des 
Datenschutzberaters
3.1 Die Datenschutzberaterin oder der Datenschutzberater sorgt für die Kohä-
renz und die Koordination des Datenschutzes in der BK. Sie oder er berät und in-
formiert in datenschutzrechtlichen Belangen. 
3.2 Sie oder er dient dem Eidgenössischen Datenschutz- und Öffentlichkeits-
beauftragten (EDÖB) und den betroffenen Personen (Art. 26 Abs. 2 Bst. b und 28 
der Datenschutzverordnung vom 31. August 20221 [DSV]) als Anlaufstelle. 
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3.3 Sie oder er hat zusätzlich zu den Aufgaben nach Artikel 10 des Daten-
schutzgesetzes vom 25. September 20202 (DSG) und Artikel 26 DSV folgende 
Aufgaben:

a. Beratung der Bundeskanzlerin oder des Bundeskanzlers und der Ge-
schäftsleitung der BK;

b. Vorbereitung beschwerdefähiger Verfügungen;
c. Führung von Beschwerdeverfahren, welche die Bundeskanzlei betref-

fen, in Zusammenarbeit mit den fachlich betroffenen Stellen;
d. Information der Geschäftsleitung, der betroffenen Sektionen und weite-

rer interessierter Stellen über erlassene Verfügungen und den Gang und 
die Ergebnisse von Beschwerdeverfahren;

e. Meldung der Bearbeitungstätigkeiten der BK an den EDÖB (Art. 12 
Abs. 4 DSG);

f.     Leitung der interdepartementalen Arbeitsgruppe Datenschutz;
g. Festlegung der für die BK im Bereich Datenschutz geltenden Abläufe. 

3.4 Sie oder er vermittelt in datenschutzrechtlichen Streitigkeiten innerhalb der 
BK. Kommt keine einvernehmliche Lösung zustande, so unterbreitet sie oder er den 
Fall der Geschäftsleitung zur Entscheidung.
3.5 Die Datenschutzberaterin oder der Datenschutzberater prüft die Umsetzung 
der datenschutzrechtlichen Bestimmungen in der BK.  

4 Informationen zuhanden der Datenschutzberaterin oder 
des Datenschutzberaters 
Die Geschäftsprozessverantwortlichen und die Projektleiterinnen und -leiter infor-
mieren die Datenschutzberaterin oder den Datenschutzberater rechtzeitig über alle 
datenschutzrechtlichen Belange, insbesondere über:

a. Projekte, die die Bearbeitung von Personendaten beinhalten;
b. Änderungen von Angaben zu gemeldeten Bearbeitungstätigkeiten der BK im 

Rahmen von Artikel 12 Absatz 4 DSG3;
c. vorgesehene Bekanntgaben von Personendaten ins Ausland (Art. 16–

18 DSG);
d. datenschutzrechtliche Streitigkeiten.

5. Rechte der betroffenen Person
5.1 Liegt ein Auskunftsgesuch vor, so koordiniert die Datenschutzberaterin 
oder der Datenschutzberater die Antwort an die betroffene Person. Die oder der 
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Geschäftsprozessverantwortliche oder die Projektleiterin oder der Projektleiter 
liefert der Datenschutzberaterin oder dem Datenschutzberater innerhalb von höchs-
tens zehn Tagen die Informationen nach Artikel 25 Absatz 2 DSG4. 
5.2 Ersuchen um Berichtigung von Daten (Art. 41 Abs. 2 Bst. a DSG), die 
nicht Gegenstand eines Rechtsstreits sind, werden von der für die Bearbeitung 
verantwortlichen Sektion behandelt. 
5.3 Legt eine betroffene Person Widerspruch gegen eine Bearbeitung ein oder 
verlangt sie die Veröffentlichung oder die Bekanntgabe des Entscheids (Art. 37 und 
41 DSG), so informiert die oder der Geschäftsprozessverantwortliche oder die 
Projektleiterin oder der Projektleiter umgehend die Datenschutzberaterin oder den 
Datenschutzberater.

6. Datenschutz-Folgenabschätzung 
6.1 Die Projektleiterinnen und -leiter stellen sicher, dass die Risikovorprüfung 
und die Datenschutz-Folgenabschätzung gemäss den DSFA-Richtlinien vom 28. 
Juni 20235 durchgeführt werden. 
6.2 Sie leiten die entsprechenden Dokumente an die Datenschutzberaterin oder 
den Datenschutzberater weiter und gewähren ihr oder ihm eine ausreichende Frist 
zur Stellungnahme.

7. Verletzung der Datensicherheit
7.1 Jede Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter, die oder der eine Verletzung der 
Datensicherheit (Art. 5 Bst. h DSG6 und Art. 15 DSV7) feststellt, informiert sofort 
die Geschäftsprozessverantwortliche oder den Geschäftsprozessverantwortlichen 
oder die Projektleiterin oder den Projektleiter. 
7.2 Die oder der Geschäftsprozessverantwortliche oder die Projektleiterin oder 
der Projektleiter informiert unverzüglich: 

a. die für den Geschäftsprozess oder das Projekt zuständige Sektionsleite-
rin oder den dafür zuständigen Sektionsleiter und das zuständige Mit-
glied der Geschäftsleitung; 

b. die Datenschutzberaterin oder den Datenschutzberater; 
c. die Informatiksicherheitsbeauftragte oder den Informatiksicherheitsbe-

auftragten; 
d. die anderen betroffenen Stellen. 

7.3 Die oder der Geschäftsprozessverantwortliche oder die Projektleiterin oder 
der Projektleiter informiert so rasch wie möglich über die Art der Verletzung der 
Datensicherheit, die Folgen und die getroffenen und geplanten Massnahmen.
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7.4 Weitere Bestimmungen, insbesondere die Regeln für das Krisenmanage-
ment sowie allfällige für Standarddienste festgelegte Prozesse zum Umgang mit 
Verletzungen der Datensicherheit bleiben anwendbar.

8. Pilotversuche
8.1 Ist ein Pilotversuch (Art. 15 des Bundesgesetzes vom 17. März 20238 über 
den Einsatz elektronischer Mittel zur Erfüllung von Behördenaufgaben [EMBAG], 
Art. 35 DSG9 und Art. 32–34 DSV10) geplant, so konsultiert die Projektleiterin oder 
der Projektleiter zuerst die Datenschutzberaterin oder den Datenschutzberater.
8.2 Der Antrag an den Bundeskanzler (Art. 15 Abs. 4 EMBAG) oder den 
Bundesrat (Art. 35 Abs. 1 DSG) wird von der für das Projekt verantwortlichen 
Sektion vorbereitet. Die Datenschutzberaterin oder der Datenschutzberater wird vor 
der Mitteilung an den EDÖB (Art. 33 DSV) und vor der Ämterkonsultation konsul-
tiert. Die Datenschutzberaterin oder der Datenschutzberater wird über die Stellung-
nahme des EDÖB und das Ergebnis der Ämterkonsultation informiert.

9 Recht der Datenschutzberaterin oder des 
Datenschutzberaters, Personendaten einzusehen
Die Datenschutzberaterin oder der Datenschutzberater kann zur Wahrnehmung ihrer 
oder seiner Aufgaben Personendaten einsehen.

10 Aufhebung eines anderen Erlasses
Die Weisungen der Bundeskanzlei vom 22. Juni 2010 über die Umsetzung des 
Datenschutzes in der Bundeskanzlei werden aufgehoben.

11 Inkrafttreten
Diese Weisungen treten am 1. September 2023 in Kraft.

28. August 2023 Im Namen der Bundeskanzlei

Der Bundeskanzler: Walter Thurnherr
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